
 
 
 
 

B E S C H L U S S A U S F E R T I G U N G  

(Die Genehmigung des Protokolls durch den Stadtrat steht noch aus) 
 
 
Änderung der Unternehmenssatzung der IFG 
- Änderungsantrag der Stadtratsgruppe DIE LINKE vom 03.05.2020 
 
Beratungsabfolge 
 

Sitzung Datum Beschlussqualität 

Stadtrat 07.05.2020 Entscheidung 

 
Antrag: 
 
DIE LINKE. Stadtratsgruppe stellt hiermit für die nächste Plenumssitzung des Stadtrates folgenden 
Antrag:  
 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, in den Formulierungen der Änderungen eine verpflichtende 
Beratung vor dem elektronischen Umlaufbeschlussverfahren verpflichtend zu verankern.  
 
Begründung: 
 
Elektronischer und digitaler Austausch wird in den heutigen Zeiten immer notwendiger. Er spart 
Zeit und ist oftmals ökologisch sinnvoll. Nichtsdestotrotz sind Sitzungen und Beratungen von face 
zu face notwendig.  
Um die Notwendige Transparenz und Mitwirkung aller zu gewährleisten und um „Schnellschüsse“ 
aufgrund zu kurzfristig versandter Unterlagen zu vermeiden ist eine Formulierung notwendig, die 
dies berücksichtigt.   
 
 
 
 
Beschluss: 
 
Stadtrat vom  07.05.2020 

Mit Zustimmung von Stadträtin Bulling-Schröter hat sich der Änderungsantrag der Stadtratsgruppe 
DIE LINKE (V040/20) durch die Ausführungen von Frau Steinherr erledigt.  
 
 
 


